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Entschließungsantrag 

des Abgeordneten Dr. Jürgen Rochlitz und der Fraktion BÜNDNIS 90/ DIE GRÜNEN 


zur Unterrichtung durch die Bundesregierung 
— Drucksache 12/8344 — 


Bericht der Bundesregierung an den Deutschen Bundestag über die Auswirkungen 
der 2. und 3. Novelle zum Abwasserabgabengesetz auf die Gewässer 


Der Bundestag wolle beschließen: 

I. Der Deutsche Bundestag stellt fest: 

Das Abwasserabgabengesetz (AbwAG) ist die bisher einzige 
praktizierte Lenkungsabgabe des Umweltrechts, funktionell 
vergleichbar mit einer „Ökosteuer". Ihr ist es zuzurechnen, daß 
die Güte der Gewässer trotz ihrer intensiven, industriellen 
Nutzung als „Vorfluter" in den alten Bundesländern zumindest 
ihren heutigen Stand erreicht hat. Trotzdem kann man auf- 
grund der verbleibenden Restverschmutzung auch heute noch 
nicht in den großen deutschen Flüssen baden. Auch sind klei- 
nere Gewässer, Oberläufe sowie gestaute und langsam flie- 
ßende Gewässer immer noch stark belastet. Darüber hinaus ist 
die Beschaffenheit der Fließgewässer in den neuen Bundeslän- 
dern deutlich schlechter - der Oberlauf der Elbe mit ihren 
Nebenflüssen gehört zu den am stärksten belasteten Flüssen 
der Bundesrepublik Deutschland. 

Diese unnatürlichen Zustände müssen durch ein wirksames 
gesetzliches Instrument, das ökologische Ziele mit ökonomi- 
schen Anreizen verbinden, einem Ende zugeführt werden. Im 
Jahr 2000 sollen die Bundesbürgerinnen und Bundesbürger in 
den deutschen Strömen und ihren Nebenflüssen wieder ohne 
jegliche Gesundheitsgefahr baden können! 

Dieses Ziel einer natürlichen Gewässergüte ist nur dann 
erreichbar, wenn die umweltpolitischen Rückschritte, die durch 
Abschwächungen in der 4. Novelle zum AbwAG vorgenom- 
men wurden, wieder zurückgenommen werden. Dieses Ziel 
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wird man jedoch annähernd nur dann erreichen, wenn auch die 
Indirekteinleiter zu einer Abgabe herangezogen werden, wie 
vom Finanzwissenschaftlichen Institut der Universität Köln vor- 
geschlagen. Hierzu bedarf es lediglich der Ausstattung des 
Abwasserabgabengesetzes mit einem Abgabentatbestand für 
Indirekteinleiter auf der Basis des § 7 a Abs. 3 des Wasserhaus- 
haltsgesetzes. 

Aber auch die Schwäche des Gesetzes, die zu immer weiteren 
nachgeschalteten Reinigungsstufen mit immer weiter anstei- 
genden Kosten für Bürger und Betriebe führt, muß endlich 
gebrochen werden. Statt nachgeschalteter Reinigungsanlagen 
(„end-of-pipe-Technologien") sind flächendeckende Maßnah- 
men zur Veränderung von Produkten und Produktionen drin- 
gend notwendig, in deren Folge weniger Abwasser und weni- 
ger Abwasserbelastung auftritt. Dies bedeutet aber auch, daß 
solche Investitionen zum produkt- und produktionsintegrierten 
Umweltschutzschutz auf die Abwasserabgabe insoweit an- 
rechenbar sein müssen, als sie die Gewässerbelastung auch tat- 
sächlich reduzieren. 

Das AbwAG muß demnach - wenn es auf das Jahr 2000 und 
auf Badegewässergüte ausgerichtet sein soll - sowohl die klas- 
sische Verminderung der Gewässerbelastung als auch ihre 
Vermeidung durch fortschrittliche Umgestaltung von Produk- 
ten und Produktionen in Rechnung stellen. 

Dem Ziel der natürlichen Gewässergüte wird nur ein konse- 
quent am Verursacherprinzip und am Leitbild der Lenkung 
durch Abgaben für alle Einleiter - ob nun direkt oder indirekt - 
orientiertes Gesetz nahekommen. Auch der Sachverständigen- 
rat für Umweltfragen hat in seinem „Umweltgutachten 1994'' 
hierzu kritisch angemerkt: 

„Die in der 4. Novelle (die Verfasser) geplante Ausgestal- 
tung der Verrechnungsmöglichkeiten, die Senkung von Ab- 
gabesätzen und der Verzicht auf die Dynamisierung des 
Abgabensystems bedeutet folglich ein schrittweises Fallen- 
lassen des Lenkungsgedankens und des Leitbildes einer 
Abgabe, die konsequent auf die Marktsteuerung von Ge- 
wässergütezielen und die Bepreisung knapper Umweltdien- 
ste ausgerichtet war. " 


II. Das Abwasserabgabengesetz in seiner 4. Novelle wird in den 
folgenden Eckpunkten geändert, so daß es sowohl dem Verur- 
sacherprinzip als auch dem Leitbild einer Lenkungsabgabe für 
umweltpolitische Zielsetzungen entspricht: 


1. Der Anreizgedanke des AbwAG, Abwässer weitergehend 
zu reinigen und hierzu zu investieren, wird verstärkt durch 

a) steigende Abgabesätze bis zum Jahr 2001 - analog zur 
3. Novelle zu diesem Gesetz - gemäß § 9 Abs. 4: 


ab 1. Januar 1996 
ab 1. Januar 1997 
ab 1. Januar 1999 
ab 1. Januar 2001 


70 DM pro Schadeinheit, 
80 DM pro Schadeinheit, 
90 DM pro Schadeinheit, 
100 DM pro Schadeinheit; 
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b) eine Senkung der Schwellenwerte und der pro Schadein- 
heit geltenden Meßeinheit für organische Halogenverbin- 
dungen als absorbierbares, organisch gebundenes Halo- 
gen (AOX) auf 

25 ug/ltr bzw. 1 kg Jahresmenge (Schwellenwert) 
und 

0,2 kg Chlor pro Schadeinheit (Meßeinheit); 

c) Einführung einer differenzierten Dynamisierung der 
Ermäßigung nach § 9 Abs. 5 ab 1999 für die Restver- 
schmutzung. Die Ermäßigung soll sich dabei an den tat- 
sächlich erfolgten Reduktionen der Schadstoffeinheiten 
orientieren. 

2. Das Verursacherprinzip, schließlich Grundlage für dieses 
Gesetz, muß selbstverständlich ohne Abstriche durch eine 
Anwendung auch auf die Indirekteinleiter - insofern diese 
gefährliche Stoffe in die öffentliche Kanalisation einleiten - 
aufrechterhalten werden. 

Der Gedanke des produkt- und produktionsintegrierten Um- 
weltschutzes muß in einem neuen Absatz des § 10 seinen 
Niederschlag finden, etwa in folgender Form: 

§ 10 Abs. 3 a (neu) 

„Werden Produkt- und Produktionsumstellungen vorge- 
nommen, deren Realisierung eine Minderung der Fracht 
einer der bewerteten Schadstoffe und Schadstoffgruppen 
in einem zu behandelnden Abwasserstrom um minde- 
stens 20 vom Hundert sowie eine Minderung der Gesamt- 
schadstofff rächt beim Einleiten in das Gewässer erwarten 
läßt, so können die anteilig für die Entfrachtung des 
Abwassers von den Schadstoffen entstandenen Kosten 
und Aufwendungen mit der für die in den drei Jahren vor 
der vorgesehenen Inbetriebnahme der Anlage insgesamt 
für diese Einleitung geschuldeten Abgabe verrechnet 
werden." (weiter analog den Regelungen des § 10 Abs. 3 
AbwAG). 

3. Die erleichterte Verrechnungsmöglichkeit (§ 10 Abs. 4) 
selbst für Kleinstinvestitionen ohne nennenswerte Minde- 
rung der Schädlichkeit der Abwässer muß wieder zurück- 
genommen werden. Sie widerspricht sowohl dem Grund- 
gedanken des Gesetzes wie auch dem Verursacherprinzip. 

4. Die Verwendung des Mittelaufkommens sollte sich strikt an 
die Maßgabe des § 13 Abs. 1 halten, d. h. sie ist allein für 
Maßnahmen vorzusehen, die dem Erhalt oder der Verbesse- 
rung der Gewässergüte dienen. Damit soll die Möglichkeit 
entfallen, die Mittel auch für den Bau von Anlagen zur 
Beseitigung des Klärschlamms zu verwenden (§ 13 Abs. 2 
Nr. 4). 

Bonn, den 25. Januar 1995 

Dr. Jürgen Rochlitz 

Joseph Fischer (Frankfurt), Kerstin Müller (Köln) und Fraktion 
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